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Verordnungsentwurf  

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

Fünfte Verordnung zur Änderung der Kanalsteurertarifverordnung 

A. Problem und Ziel 

Ziel der Änderungsverordnung ist die Aktualisierung der Tabelle der Kanalsteurerentgelte 
(privatrechtliches Entgelt für die Beratungsleistung der Kanalsteurer). Eine regelmäßige 
Überprüfung der Auskömmlichkeit der Kanalsteurerentgelte findet grundsätzlich jeweils 
zum Jahresende statt, jedoch kommt es durch Einführung einer verringerten Höchstge-
schwindigkeit für alle Schiffe ab dem 1. Juli 2023 zu einer erheblichen Verlängerung der 
Fahrtzeiten der von Kanalsteurern bedienten Schiffe auf dem Nord-Ostsee-Kanal. Daher 
ist eine unterjährige Anpassung notwendig, um kurzfristig dem erhöhten Arbeitsaufwand 
und mittel- bis langfristig dem erhöhten Bedarf an Kanalsteurern Rechnung zu tragen.  

B. Lösung; Nutzen 

Die Entgelte für die privaten Leistungen der Kanalsteurer werden um 15,00 % angehoben. 
In einem zweiten Schritt soll das Kanalsteurerentgelt zum 1. Januar 2024 um weitere 
5,00 % angehoben werden, um einen vollständigen Ausgleich der Mehrarbeit zu gewähr-
leisten. 

Durch die Anhebung der Kanalsteurerentgelte wird den gesetzlichen Erfordernissen zur 
Bemessung eben dieser Entgelte und den oben genannten veränderten Rahmenbedingun-
gen entsprochen. Damit wird ein funktionsfähiges Kanalsteurerwesen sichergestellt. Zum 
weitgehenden finanziellen Ausgleich der zeitlichen Mehrbelastung folgt eine weitere Erhö-
hung zum Jahresbeginn 2024. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Änderung der Kanalsteurerentgelte ergeben sich keine Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt, weil die Kanalsteurerentgelte von der Schifffahrt aufgebracht werden und 
es sich haushaltsmäßig um durchlaufende Fremdgelder handelt. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand begründet. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand begründet. Informationspflichten wer-
den nicht begründet, geändert oder aufgehoben. 

Es werden keine neuen Bürokratiekosten aus Informationspflichten begründet. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Änderungen ergibt sich für die Verwaltung kein zusätzlicher Vollzugsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Mit der Anhebung der Kanalsteurerentgelte um 15,00 % ist eine notwendige Kostenbelas-
tung für die Schifffahrt (Wirtschaft) verbunden, wodurch die Wettbewerbsposition aber ins-
gesamt nicht beeinträchtigt wird, da gleichzeitig eine in etwa äquivalente Entlastung der 
Schifffahrt durch die Senkung der Befahrungsabgabe für den Nord-Ostsee-Kanal umge-
setzt wird. Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Einzelpreisen und zu unmit-
telbaren Auswirkungen auf das Preisniveau führen, insbesondere das Verbraucherpreisni-
veau, sind daher nicht zu erwarten. Das gleiche gilt für eine Überschreitung der einzelpreis-
wirksamen Kostenschwellen bei den Regelungsadressaten, die sich (kalkulatorisch) erhö-
hend auf deren Angebotspreise auswirken könnten, und die Frage, ob die Regelungsad-
ressaten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Abhängigkeit von der konkreten Wett-
bewerbssituation auf ihren Teilmärkten einzelpreiserhöhend ausschöpfen könnten. Derar-
tige Folgen werden aufgrund der Kompensation der Gesamtkosten durch die Senkung der 
Befahrungsabgabe nicht angenommen. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Senkung 
der Befahrungsabgabe vorläufig auf drei Jahre befristet wird, so dass es nach Ablauf dieser 
Frist einer Neubewertung der Situation bedarf. Diese wird im Rahmen der regelmäßigen 
Tarifüberprüfungen stattfinden.  
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Verordnungsentwurf des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr 

Fünfte Verordnung zur Änderung der Kanalsteurertarifverordnung 

Vom ... 

Auf Grund des § 14 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 1 des Seeaufgabenge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), von de-
nen § 14 Absatz 4 Satz 1 durch Artikel 2 Nummer 2 des Gesetzes vom 14. März 2023 
(BGBl. I Nr. 73) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr nach Anhörung der Küstenländer: 

Artikel 1 

Die Anlage zu § 1 Absatz 1 der Kanalsteurertarifverordnung vom 26. Oktober 2010 
(BAnz. 2010 Nr. 165 S. 3646), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Dezember 
2022 (BAnz AT 29.12.2022 V1) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 

(zu § 1 Absatz 1) 

Verzeichnis der Entgelte 

Es sind zu entrichten für 

1 das Steuern von Fahrzeugen, 

1.1 auf der Fahrtstrecke von der Eingangsschleuse bis zur Endschleuse 

bei einer Bruttoraumzahl 

von bis Euro 

          0 -         500      1 004 

      501 -         600      1 009 

      601 -         700      1 013 

      701 -         800      1 015 

      801 -         900      1 020 

      901 -      1 000      1 027 

   1 001 -      1 100      1 032 

   1 101 -      1 200      1 043 

   1 201 -      1 300      1 051 

   1 301 -      1 400      1 057 

   1 401 -      1 500      1 066 

   1 501 -      1 600      1 078 

   1 601 -      1 700      1 082 

   1 701 -      1 800      1 088 

   1 801 -      1 900      1 101 
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   1 901 -      2 000      1 102 

   2 001 -      2 100      1 103 

   2 101 -      2 200      1 105 

   2 201 -      2 300      1 107 

   2 301 -      2 400      1 112 

   2 401 -      2 500      1 118 

   2 501 -      2 600      1 125 

   2 601 -      2 700      1 127 

   2 701 -      2 800      1 129 

   2 801 -      2 900      1 140 

   2 901 -      3 000      1 155 

   3 001 -      3 250      1 165 

   3 251 -      3 500      1 181 

   3 501 -      3 750      1 185 

   3 751 -      4 000      1 199 

   4 001 -      4 250      1 203 

   4 251 -      4 500      1 213 

   4 501 -      4 750      1 236 

   4 751 -      5 000      1 251 

   5 001 -      5 250      1 258 

   5 251 -      5 500      1 273 

   5 501 -      5 750      1 286 

   5 751 -      6 000      1 301 

   6 001 -      6 250      1 309 

   6 251 -      6 500      1 314 

   6 501 -      6 750      1 334 

   6 751 -      7 000      1 352 

   7 001 -      7 250      1 367 

   7 251 -      7 500      1 388 

   7 501 -      7 750      1 405 

   7 751 -      8 000      1 410 

   8 001 -      8 250      1 417 

   8 251 -      8 500      1 423 

   8 501 -      8 750      1 427 

   8 751 -      9 000      1 444 

   9 001 -      9 250      1 457 

   9 251 -      9 500      1 475 

   9 501 -      9 750      1 492 

   9 751 -    10 000      1 498 

 10 001 -    10 250      1 504 

 10 251 -    10 500      1 513 

 10 501 -    10 750      1 530 
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 10 751 -    11 000      1 548 

 11 001 -    11 250      1 569 

 11 251 -    11 500      1 586 

 11 501 -    11 750      1 604 

 11 751 -    12 000      1 623 

 12 001 -    12 500      1 628 

 12 501 -    13 000      1 633 

 13 001 -    13 500      1 646 

 13 501 -    14 000      1 663 

 14 001 -    14 500      1 691 

 14 501 -    15 000      1 717 

 15 001 -    15 500      1 720 

 15 501 -    16 000      1 753 

 16 001 -    16 500      1 780 

 16 501 -    17 000      1 811 

 17 001 -    17 500      1 834 

 17 501 -    18 000      1 870 

 18 001 -    18 500      1 895 

 18 501 -    19 000      1 927 

 19 001 -    19 500      1 958 

 19 501 -    20 000      1 986 

 20 001 -    20 500      1 993 

 20 501 -    21 000      2 024 

 21 001 -    21 500      2 046 

 21 501 -    22 000      2 078 

 22 001 -    22 500      2 107 

 22 501 -    23 000      2 131 

 23 001 -    23 500      2 142 

 23 501 -    24 000      2 182 

 24 001 -    24 500      2 218 

 24 501 -    25 000      2 256 

 25 001 -    25 500      2 271 

 25 501 -    26 000      2 292 

 26 001 -    26 500      2 307 

 26 501 -    27 000      2 332 

 27 001 -    27 500      2 351 

 27 501 -    28 000      2 376 

 28 001 -    28 500      2 401 

 28 501 -    29 000      2 423 

 29 001 -    29 500      2 462 

 29 501 -    30 000      2 490 

für jede weitere angefangene 500 über 30 000           28 
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höchstens jedoch      3 470 

1.2  auf Teilen der Fahrtstrecke für jede angefangene Fahrtstrecke von 10 
Kilometern 12 vom  Hundert, 

 Höchstens 100 vom Hundert 

 des Betrages nach Nummer 1.1,  

2 die Wartezeit an Bord bis zur Abfahrt des Fahrzeugs, wenn die Abfahrt 
aus nicht revierbedingten Gründen verzögert wird, nach Ablauf einer 
Stunde  

für jede weitere angefangene Stunde 58 Euro, 

3 die Zeit der Fahrtunterbrechung, wenn das Fahrzeug  

aus nicht revierbedingten Gründen ankert oder festmacht,  

für jede angefangene Stunde, 47 Euro, 

4 die Tätigkeit bei den notwendigen Manövern in Fällen der Nummer 3 
und Nummer 5 55 Euro, 

5 die Wartezeit an Bord des Fahrzeugs, wenn die Abfahrt oder Fortset-
zung der Fahrt aus revierbedingten Gründen verzögert wird, nach Ab-
lauf von zwei Stunden für jede weitere angefangene Stunde 45 Euro, 

6 die Wartezeit nach beendeter Tätigkeit bis zum Verlassen des Fahr-
zeugs, wenn der oder die Steurer auf Wunsch der Schiffsführung an 
Bord bleiben, für jede angefangene Stunde 47 Euro, 

7 den Weg zwischen der Einsatzstation und dem Liegeplatz des Fahr-
zeugs außerhalb der Schleusen des Nord-Ostsee-Kanals  

7.1 im Bereich der Binnenhäfen von Brunsbüttel und Kiel-Holtenau sowie 
an der Anlegebrücke der Bunkerstation Projensdorf 29 Euro, 

7.2 im übrigen Bereich des Nord-Ostsee-Kanals 41 Euro, 

8 den vergeblichen Weg, wenn der oder die Kanalsteurer aus anderen 
als revierbedingten Gründen nicht an Bord genommen oder vor Auf-
nahme ihrer Tätigkeit wieder entlassen werden 63 Euro, 

9 die Zeit der Abwesenheit von der Einsatzstation in Fällen der Nummer 
8, wenn das Fahrzeug außerhalb der Schleusen des Nord-Ostsee-Ka-
nals liegt, für jede angefangene Stunde 47 Euro, 

10 das Fehlen einer angemessenen Bordunterkunft ein Ausgleich in 
Höhe von 191 Euro. 

Außerdem sind die Fahrtauslagen in Fällen der Nummern 7 und 8 zu erstatten.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Ziel der Änderungsverordnung ist die Aktualisierung der bestehenden Tabelle für das Ka-
nalsteurerentgelt (privatrechtliches Entgelt für die Leistung der Kanalsteurer). Die Entgelte 
für die privaten Leistungen der Kanalsteurer werden um 15,00 % angehoben. 

Für die Fortschreibung der Kanalsteurerentgelte wurde der „Ständige Arbeitskreis Kanal-
steurerentgelte“ bei der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) eingerich-
tet. Mitglieder des Arbeitskreises sind Vertreter des Vereins der Kanalsteurer e.V., des Lan-
des Schleswig-Holstein, der regionalen, kanalspezifischen maritimen Wirtschaft und der 
Gewerkschaft ver.di. Aufgabe des Arbeitskreises ist es, dem BMDV Vorschläge zur Ent-
wicklung der Entgelttabellen zu machen. Dabei ist zu gewährleisten, dass diese Entgelte 
nach § 14 Absatz 4 Satz 2 Seeaufgabengesetz so bemessen sind, dass das Einkommen 
der Kanalsteurer demjenigen vergleichbarer Berufsgruppen in der Seeschifffahrt entspricht 
sowie Vorhaltung, Betrieb und Unterhaltung der erforderlichen Einrichtungen und die Erfül-
lung der sich aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5 ergebenen Aufgaben angemessen zu 
bestreiten sind. 

Die Fortschreibung des Einkommens erfolgt nach einem bewährten Verfahren, das bereits 
2002 eingeführt wurde. Der damals zugrunde gelegte Soll-Gesamtbetrag der Einnahmen 
wird regelmäßig jährlich auf der Basis bestimmter Eckwerte prozentual fortgeschrieben. Zu-
grunde gelegt werden mit einer bestimmten Gewichtung die Daten der Einkommensent-
wicklung nach dem Heuertarifvertrag-See (70 %), dem Tarifindex der Angestellten in der 
Bundesrepublik Deutschland (10 %), den Abschlüssen der Hafenbetriebe (10 %) und dem 
Verbraucherpreisindex (10 %). 

Aufgrund der Einführung einer generellen Geschwindigkeitsbegrenzung für alle Schiffe von 
12 km/h gegenüber den zuvor für den allergrößten Anteil der Schiffe geltenden 15 km/h 
zum Schutz der Uferböschungen des Nord-Ostsee-Kanal zum 1. Juli 2023 wird es zu einer 
erheblichen Verlängerung der Fahrtzeiten bei der Passage des Kanals kommen. Dies be-
deutet kurzfristig, dass die vorhandenen Kanalsteurer ab Inkrafttreten der neuen Geschwin-
digkeitsregelung mit einer Verlängerung ihrer tariflichen Arbeitszeit um vermutlich mindes-
tens etwa 20 % konfrontiert werden, gleichzeitig muss auch das vorhandene Modell der 
Arbeitsverteilung zur Einhaltung der erforderlichen Ruhezeiten überdacht werden. Mittel- 
bis langfristig – ein Ende der Maßnahme der Geschwindigkeitsreduzierung ist noch nicht 
absehbar – muss wegen der verlängerten Passagezeiten eine größere Anzahl an Kanal-
steurern eingesetzt werden, um zu einer normalen Arbeitsbelastung für den einzelnen Steu-
rer zurückkehren zu können. Diese soll über die erhöhten Kanalsteurerentgelte bezahlt wer-
den.  

Im regionalen Arbeitskreis „Kanalsteurerentgelt“ hatten sich die Teilnehmer nach Verhand-
lungen auf einen Anpassungswert von 15,00 % zum 1. Juli 2023 und eine weitere Erhöhung 
um 5 % zum 1. Januar 2024 geeinigt.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs ist die Anpassung der Kanalsteurertarife um 15,00 %. 
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III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Der Verordnungsentwurf stützt sich auf § 14 Absatz 4 Seeaufgabengesetz. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

Die Verordnung aktualisiert die Kanalsteurerentgelte. Damit verbunden ist eine Kostenbe-
lastung für die Schifffahrt, die aber durch die gleichzeitig stattfindende Senkung der Befah-
rungsabgabe für den Nord-Ostsee-Kanal für mindestens drei Jahre kompensiert wird. Wei-
tergehende Auswirkungen werden insoweit nicht erwartet. Eine erneute Betrachtung der 
Regelungsfolgen nach Ablauf der befristeten Senkung der Befahrungsabgabe findet im 
Rahmen der regelmäßigen Tarifgespräche im regionalen Arbeitskreis statt.  

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Erhöhung der Kanalsteurerentgelte werden die bereits derzeit vorgesehenen Ver-
fahren nicht verändert. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Regelungsvorhaben dient den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie enthaltenen 
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung (Sustainable Development Goals – SDGs). Konkret 
betrifft dies das SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“. So ist es Ziel 
der Bundesregierung, dass alle Menschen durch ihre Arbeit ein selbstbestimmtes und ab-
gesichertes Leben führen können. Neben der Beschäftigung an sich gehört hierzu auch 
eine angemessene Entlohnung. Dem dient die Anpassung der Kanalsteurerentgelte. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Änderung der Kanalsteurerentgelte ergeben sich keine Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt, weil die Kanalsteurerentgelte von der Schifffahrt erbracht werden und es 
sich haushaltsmäßig um durchlaufende Fremdgelder handelt. 

4. Erfüllungsaufwand 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger be-
gründet. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
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Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand begründet, Informationspflichten wer-
den nicht begründet, geändert oder aufgehoben. Folglich entstehen keine zusätzlichen Bü-
rokratiekosten. 

3. Erfüllungsaufwand für die Verwaltung (Vollzugsaufwand) 

Durch die Änderungen ergibt sich für die Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kom-
munen kein zusätzlicher Vollzugsaufwand. 

5. Weitere Kosten 

Mit der vorgesehenen Anhebung der Kanalsteurertarife ist eine Kostenbelastung für die 
Schifffahrt verbunden, deren Wettbewerbsposition aber durch die gleichzeitig vollzogene 
Senkung der Befahrungsabgabe für den Nord-Ostsee-Kanal nicht bzw. nicht signifikant be-
einträchtigt wird. Die Verringerung der Befahrungsabgabe ist allerdings vorläufig auf drei 
Jahre befristet. 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Einzelpreisen führen und unmittelbare 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, haben 
könnten, sind aufgrund der gleichzeitig erfolgenden Entlastung über die Senkung der Be-
fahrungsabgabe für den Nord-Ostsee-Kanal nicht zu erwarten. Dies bezieht sich auch auf 
eine etwaige Überschreitung einzelpreiswirksamer Kostenschwellen bei den Regelungsad-
ressaten, die sich (kalkulatorisch) erhöhend auf deren Angebotspreise auswirken könnten, 
und die Frage, ob die Regelungsadressaten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Ab-
hängigkeit von der konkreten Wettbewerbssituation in ihren Teilmärkten einzelpreiserhö-
hend ausschöpfen. Aufgrund der vorläufigen Befristung der Maßnahme einer Senkung der 
Befahrungsabgaben für den Nord-Ostsee-Kanal auf drei Jahre sind diese Folgen nach 
Fristablauf erneut zu überprüfen.  

VII. Befristung; Evaluierung 

Die Möglichkeit der Befristung wurde geprüft, ist aber im Ergebnis zu verneinen. Die Redu-
zierung der Höchstgeschwindigkeit wird auf unabsehbare Zeit bestehen bleiben. Darüber 
hinaus werden die Tarife aufgrund der gesetzlichen Vorgaben des § 14 Absatz 4 Seeauf-
gabengesetz regelmäßig überprüft und gegebenenfalls angepasst.  

Im Arbeitskreis wurde allerdings vereinbart, dass anlässlich des nächsten turnusmäßig an-
zuberaumenden Treffens des Gremiums im August/September 2023 eine Überprüfung der 
tatsächlichen Entwicklung der Einsatzzeiten erfolgen soll. Des Weiteren sollen dann auch 
systemische Überlegungen zu den veränderten Arbeitszeiten angestellt werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Kanalsteurertarifverordnung) 

Die Anlage (zu § 1 Absatz 1) enthält die Neufassung des Verzeichnisses der Entgelte mit 
einer linearen Anhebung um 15,00 %. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 


